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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Problèmes politiques fondamentaux

En septembre 2022 s'est tenu à Lucerne le «Global Forum on Modern Direct
Democracy». D'envergure internationale, cet événement a réuni durant cinq jours des
centaines de participantes et participants, qui ont pu prendre part à divers workshops
et séminaires pour échanger sur la participation citoyenne, la protection du climat, le
droit de vote à 16 ans, ou encore l'impact des algorithmes sur le fonctionnement de la
démocratie. Pour sa dixième édition, le forum a mis l'accent sur le renforcement de la
démocratie face à la pression des déviances autoritaires dans de nombreux pays. Les
organisateurs et organisatrices ont relevé que, même en Suisse, certains processus
démocratiques ont été mis à mal durant la pandémie. Organisé par la «Schweizer
Demokratie Stiftung», le forum a débouché sur une déclaration, la «Luzerner Erklärung
zur modernen Demokratie». Elle servira de contribution lors du sommet global sur la
démocratie 2023, qui se tiendra à Washington sur l'invitation du président américain
Joe Biden. 1

DÉBAT PUBLIC
DATE: 24.09.2022
MATHIAS BUCHWALDER

Questions de constitution

Die Regierung des Kantons Luzern unternahm mit einem sogenannten Planungsbericht
einen ersten Schritt, um das Gesetz über die Organisation von Regierung und
Verwaltung aus dem Jahre 1899 zu ändern und gleichzeitig eine Teil-, später eventuell
eine Totalrevision der Staatsverfassung von 1875 an die Hand zu nehmen. 2

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 06.01.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Luzern hat der Grosse Rat zwar noch keinen Entscheid in Sachen
Totalrevision der Staatsverfassung gefällt, aber das Begehren ist weitgehend
unbestritten. Die Liberale Partei des Kantons Luzern (FDP) erörterte in verschiedenen
Verfassungsseminarien Ideen zu einer Totalrevision und kündigte die Ausarbeitung
eines Verfassungsvorentwurfs an. 3

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 15.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Luzern begrüssten in einer Vernehmlassung alle im Grossen Rat vertretenen
Parteien eine Totalrevision der Staatsverfassung sowie die Schaffung eines
Verfassungsrats. Allerdings war die vom Justizdepartement vorgeschlagene Quote von
mindestens einem Drittel Anteil Frauen resp. Männern bei der Zusammensetzung der
Verfassungskommission bei den Parteien umstritten. Während die CVP und die
Freisinnigen (LPL) praktische und politische Bedenken äusserten, forderten die SP und
das Grüne Bündnis eine Quote von 50%. Uneinigkeit bestand auch über die Anzahl
Mitglieder, welche der Verfassungsrat umfassen soll. Parallel zur Totalrevision soll auch
eine Teilrevision der bestehenden Verfassung als Überbrückungsmassnahme
angegangen werden. Die Modalitäten bezüglich der Zusammensetzung dieses zweiten
Verfassungsrats, insbesondere die Einführung von Regionalquoten, waren ebenfalls
umstritten. Parteiinterne Arbeitsgruppen der CVP und der LPL begannen schon mit der
Formulierung von Vorprojekten. 4

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 20.11.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Luzern verabschiedete der Grosse Rat eine Vorlage über ein neues Verfahren
zur Totalrevision der knapp 120 Jahre alten Staatsverfassung. In der Volksabstimmung
nahmen die Luzerner Stimmberechtigten zwar die Einsetzung eines 100köpfigen
Verfassungsrates an, verwarfen jedoch dessen paritätische Besetzung mit je 50 Frauen
und Männern mit 64,7% Nein-Stimmen. 5

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 29.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Ohne Schwierigkeiten verlief im Ständerat die Gewährleistung der
Verfassungsänderungen in den Kantonen Zürich, Luzern, Nidwalden, Zug, Solothurn
und Basel-Stadt. Der Nationalrat hat zu diesen Revisionen im Berichtsjahr noch nicht
Stellung genommen. 6

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.12.1995
DIRK STROHMANN

Der Nationalrat bewilligte im Frühjahr die vom Ständerat bereits 1995 angenommenen
Verfassungsänderungen in den Kantonen Zürich, Luzern, Nidwalden, Zug, Solothurn
und Basel-Stadt. 7

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.03.1996
DIRK STROHMANN

In der Sommersession genehmigte der Ständerat sowohl die Totalrevision der
Ausserrhoder Verfassung wie die Verfassungsänderungen in den Kantonen Zürich,
Luzern, Glarus, Schaffhausen, Appenzell Innerrhoden, Aargau, Genf und Jura. Der
Nationalrat folgte ihm darin im Herbst. 8

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.09.1996
DIRK STROHMANN

Die Bundesversammlung genehmigte die Verfassungsänderungen in den Kantonen
Genf, Graubünden, Obwalden, Schaffhausen, Wallis und Zug. Später hiess sie auch die
Revision der Kantonsverfassungen von Nidwalden, Obwalden und St. Gallen gut. Noch
nicht verabschiedet waren zu Jahresende die vom Bundesrat im September
beantragten Genehmigungen der neuesten Revisionen der Verfassungen der Kantone
Luzern, Obwalden, Schaffhausen, Waadt und Zug. 9

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 04.12.1997
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Genehmigung der am 14. Dezember 1997
vom Volk angenommenen totalrevidierten Verfassung des Kantons Tessin, was der
Ständerat noch im Berichtsjahr vollzog. Die Bundesversammlung stimmte zudem den
Verfassungsänderungen in den Kantonen Luzern, Obwalden, Schaffhausen, Waadt und
Zug sowie den vom Bundesrat im Berichtsjahr neu vorgelegten teilrevidierten
Verfassungen von Appenzell Ausserrhoden, Graubünden und Uri zu. 10

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.09.1998
HANS HIRTER

Als Zweitrat genehmigte auch der Nationalrat die am 14. Dezember 1997 vom Volk
angenommene totalrevidierte Verfassung des Kantons Tessin. Die Bundesversammlung
hiess im Berichtsjahr ferner die teilrevidierten Verfassungen der Kantone Luzern,
Nidwalden, Glarus, Basel-Land, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden, Graubünden
und Aargau und später auch noch diejenigen von Zürich, Obwalden, Solothurn, Waadt
und Genf gut. 11

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 03.03.1999
HANS HIRTER

In den Kantonen Freiburg, Basel-Stadt, Luzern, Graubünden und Zürich gingen die
Arbeiten an den Totalrevisionen der Verfassungen weiter. In Freiburg war in dem im
Jahr 2000 eingesetzten Verfassungsrat insbesondere der Beschluss umstritten, das
bisherige strikt befolgte Prinzip der Sprachterritorien etwas aufzuweichen und entlang
der Sprachgrenzen auch gemischtsprachige Gemeinden zuzulassen. Im weiteren
stimmte der Verfassungsrat dem Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene zu. In
Basel-Stadt verzichtete der Verfassungsrat, welcher seit anfangs 2000 am Werk ist,
darauf, die bisher gültige Bestimmung, wonach eine Wiedervereinigung mit Basel-Land
anzustreben sei, in den Entwurf für die neue Kantonsverfassung aufzunehmen. Anders
als Freiburg, Basel, Zürich und die Waadt geht der Kanton Luzern bei seiner
Totalrevision der Verfassung vor. Hier soll nicht ein gewählter Verfassungsrat, sondern
eine von der Regierung ernannte und je zur Hälfte aus Vertretern der Politik und des
„Volks“ zusammengesetzte 20köpfige Kommission einen Entwurf ausarbeiten. Diese
Verfassungskommission nahm im Berichtsjahr ihre Tätigkeit auf. Die Regierung des
Kantons Graubünden legte anfangs Jahr dem Parlament ihren Entwurf für eine neue
Verfassung vor. Dieser basiert auf dem Vorentwurf einer Verfassungskommission,
welcher im Jahr 2000 in die Vernehmlassung gegeben worden war. Als besonders
umstritten erwies sich hier das Wahlsystem für das Parlament. Die
Verfassungskommission hatte ein Proporzsystem vorgeschlagen, die Regierung wollte
ein Mischsystem einführen (Majorz mit zusätzlichem Proporz in grösseren
Wahlkreisen).Die Variante Mischsystem sieht nach dem Vorbild der Wahl für den
deutschen Bundestag vor, dass ein Teil des Parlaments in Einermajorzkreisen gewählt
wird und ein Teil in diese überlagernden grösseren Proporzwahlkreisen. Das Parlament

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 01.05.2003
HANS HIRTER
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seinerseits entschied sich für Festhalten am bisherigen Majorzsystem, beschloss aber,
dem Volk im Jahr 2003 die neue Verfassung in zwei Varianten (Beibehaltung des Majorz
resp. Mischsystem) vorzulegen. 12

In den Kantonen Freiburg, Basel-Stadt, Luzern, Graubünden und Zürich gingen die
Arbeiten an den Totalrevisionen der Verfassungen weiter. In Graubünden wurde die
Arbeit mit der Volksabstimmung vom 18. Mai abgeschlossen. Der Souverän stimmte im
Verhältnis zwei zu eins zu. In Freiburg wurde im Frühjahr die erste von drei Lesungen
abgeschlossen und anschliessend eine Vernehmlassung durchgeführt. Im November
und Dezember hielt der Verfassungsrat die zweite Lesung ab. In Basel-Stadt
präsentierte die Redaktionskommission des Verfassungsrats nach rund dreijähriger
Arbeit einen Vorentwurf, in welchem die Resultate der Diskussionen und Beschlüsse in
den Kommissionen und im Rat strukturiert zusammengefasst wurden. Dieser wurde ab
Mai in einer ersten Lesung beraten und anschliessend in eine breite Vernehmlassung
gegeben. In Zürich, wo man ähnlich vorgeht wie in Basel, lag der Rohentwurf im Februar
vor, und die erste Lesung begann im Mai. Anschliessend wurde ebenfalls eine breite
Vernehmlassung durchgeführt. 13

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 12.11.2003
HANS HIRTER

In Basel-Stadt wurde die Vernehmlassung über einen Vorentwurf für eine neue
Kantonsverfassung abgeschlossen. Mit Ausnahme der Einführung des
Ausländerstimmrechts, der Mutterschaftsversicherung (welche mit dem positiven
Ausgang der Volksabstimmung auf Bundesebene ohnehin obsolet wurde) und der
Parteienfinanzierung stiessen alle Neuerungen auf breite Zustimmung. Die zweite
Lesung nahm der Verfassungsrat im November auf. Um nicht das gesamte Projekt zu
gefährden, strich er das Ausländerstimmrecht wieder. In Luzern schloss die
Verfassungskommission ihre Arbeit ab und übergab ihren Vorschlag der Regierung,
welche eine Vernehmlassung durchführte. Die Kommission hatte unter anderem
beschlossen, das Ausländerstimmrecht nur in der fakultativen kommunalen Form
aufzunehmen und diesen Vorschlag bloss als Variante dem Volk vorzulegen. In der
Vernehmlassung wurden die wichtigsten angestrebten materiellen Änderungen
(Ausländerstimmrecht, Stimmrechtsalter 16, Kompetenz des Parlaments,
nichtchristliche Kirchen als öffentlich-rechtliche Anstalten zu anerkennen) von den drei
bürgerlichen Parteien CVP, FDP und SVP abgelehnt. In Zürich wurde anfangs Jahr die
Vernehmlassung über den Vorentwurf für eine neue Verfassung abgeschlossen; im
Sommer führte der Verfassungsrat die zweite Lesung des bereinigten Entwurfs durch.
Dabei berücksichtigte er insbesondere auch das Anliegen der FDP, Grundsätze, welche
bereits in der Bundesverfassung enthalten sind, nicht auch noch in die
Kantonsverfassung aufzunehmen (namentlich Grund- und Sozialrechte). Im Oktober
verabschiedete der Verfassungsrat den Entwurf gegen den Widerstand der SVP
zuhanden der Volksabstimmung. Im Kanton Schwyz beantragte die Regierung, eine
Totalrevision der Verfassung in Angriff zu nehmen und dazu eine
Verfassungskommission zu wählen. 14

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 29.10.2004
HANS HIRTER

In Luzern nahm die Verfassungskommission an ihrem im Vorjahr in die Vernehmlassung
gegebenen Entwurf gewichtige Abstriche vor. Sie verzichtete auf die von den
bürgerlichen Parteien heftig kritisierten Elemente Ausländerstimmrecht,
Stimmrechtalter 16, Anerkennung weiterer Religionsgemeinschaften und Einführung
von Einbürgerungskommissionen. Die Regierung schlug dem Parlament vor, den
Stimmberechtigten zumindest das fakultative Ausländerstimmrecht als Zusatzfrage zur
neuen Verfassung vorzulegen. 15

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 20.12.2005
HANS HIRTER

In Luzern begann das Parlament mit der Beratung des Verfassungsentwurfs. Die Linke,
für welche die vorgeschlagenen Neuerungen viel zu wenig weit gingen, scheiterte mit
ihrem Rückweisungsantrag. In der Detailberatung stimmte der Rat der Einführung eines
Gemeindereferendums (auszuüben durch einen Viertel der Gemeinden) zu, strich
hingegen die im Entwurf vorgesehene ausserordentliche Abwahl der Regierung und des
Parlaments durch das Volk. 16

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 16.11.2006
HANS HIRTER
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In Luzern verabschiedete der Kantonsrat die neue Kantonsverfassung in zweiter Lesung.
Die Zustimmung fiel relativ knapp aus, da SVP, SP und GP aus unterschiedlichen
Gründen dagegen opponierten. Für die Linke waren die Neuerungen zu zaghaft
ausgefallen. Die SVP bemängelte insbesondere einen, von den Befürwortern allerdings
bestrittenen, Demokratieabbau sowie die Berechnungsmethode für die Sitzzuteilung
auf die Wahlkreise. Diese geht von der Gesamtbevölkerung und nicht nur von den
Schweizern aus und verleiht damit den städtischen Gebieten mehr Gewicht. Die
Delegiertenversammlungen sowohl der SVP als auch der SP beschlossen denn auch
einstimmig die Nein-Parole für die Volksabstimmung. In dieser nahmen die Bürgerinnen
und Bürger die neue Verfassung mit einem Ja-Stimmenanteil von 64% an. 17

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 09.06.2007
HANS HIRTER

Identité nationale

Die von einer privaten Vereinigung veranstaltete Bundesfeier auf dem Rütli erfreute
sich auch dieses Jahr grosser Aufmerksamkeit bei den Medien. Nach den störenden
Auftritten von Rechtsextremen in den Jahren 2004 und 2005 sorgten die Veranstalter
wie bereits im Vorjahr mit strengen Sicherheitsmassnahmen dafür, dass nur
vorangemeldete Gäste Zugang fanden. Die Rechtsradikalen wurden nicht zugelassen;
rund 300 von ihnen folgten einem Aufruf der PNOS und versammelten sich eine Woche
später am selben Ort. Im Zentrum der 1. August-Feier auf dem Rütli standen im
Berichtsjahr die Frauen. Die mitveranstaltenden Frauenorganisationen hatten
Bundespräsidentin Micheline Calmy-Rey (sp) und Nationalratspräsidentin Christine
Egerszegi-Obrist (fdp, AG) als Hauptrednerinnen eingeladen. Die Kantone der
Innerschweiz waren weder von der Idee einer von der SP-Bundespräsidentin
angeführten Frauenfeier am 1. August noch vom zu erwartenden Sicherheitsaufwand
angetan und stellten phasenweise die Durchführung des diesjährigen Anlasses in Frage.
Der Disput hatte auch wahlkampfspezifische Aspekte und wurde von den Medien
während Monaten in breitester Form abgehandelt. Die SP gebärdete sich als Hüterin
des schweizerischen Patriotismus und die SVP fand auf einmal diese Bundesfeier auf
dem Rütli (in den Worten ihres Präsidenten Maurer „… nur eine Wiese mit Kuhdreck“)
nicht mehr so wichtig. Die Finanzierung des Sicherungsaufwands übernahmen, nach
einigem Hin und Her und der Zusage eines Beitrags von privaten Sponsoren, die Stadt
und der Kanton Luzern sowie Uri. Die Veranstaltung wurde ohne Störungen
durchgeführt. Diese Feier und ihre Umstände wurden auch im Parlament zu einem
Thema. Der Bundesrat bestätigte in seiner Antwort auf eine Interpellation Inderkum
(cvp, UR) seine Haltung, dass sich der Bund nicht finanziell an dieser Veranstaltung auf
dem Rütli beteiligen werde. Grundsätzlich lehne die Landesregierung die Durchführung
einer zentralen nationalen Bundesfeier, egal ob auf dem Rütli oder anderswo, ab, da
dies nicht dem föderalistischen Charakter der Schweiz entsprechen würde. 18

AUTRE
DATE: 01.08.2007
HANS HIRTER

Nachdem die Rechtsextremen vom Rütli verdrängt worden waren, suchten sie sich
andere Orte für ihre historisch untermauerten Auftritte - unter anderem auch die Feier
zur Schlacht von 1386 in Sempach (LU). Die Luzerner Behörden sahen keinen Anlass,
etwas gegen die Beteiligung der PNOS (Partei National Orientierter Schweizer) und
anderer Rechtsextremisten an der Sempacher Feier zu unternehmen. Diese hätten sich
in den Vorjahren stets anständig benommen und ihr Kranzlegungsritual mit der sich an
der faschistischen Frontenbewegung der 30er Jahre orientierenden Symbolik erst nach
der offiziellen Feier durchgeführt. 19

DÉBAT PUBLIC
DATE: 28.06.2008
HANS HIRTER

Nach den Vorkommnissen an den Bundesfeiern auf dem Rütli (UR) in den letzten
Jahren wurde die Veranstaltung im Berichtsjahr in kleinerem Rahmen durchgeführt.
Insbesondere wurde auf den Auftritt eines Mitglieds der Landesregierung verzichtet,
was das Interesse der Medien markant schrumpfen liess. Um die Rechtsextremisten
fernzuhalten, welche die Feier bis 2006 jeweils gestört und die riesige Medienpräsenz
für einen propagandistischen Auftritt genutzt hatten, wurden auch dieses Jahr nur
angemeldete und akzeptierte Gäste zugelassen. Eine als Ersatz für den entgangenen
Auftritt von rund 300 Faschisten am 3. August auf dem Rütli durchgeführte Kundgebung
fand praktisch keine Beachtung in den Medien. Die Rechtsextremen hatten sich
ohnehin, nach ihrer Verdrängung vom Rütli im Vorjahr, andere patriotische Feiern zur
Markierung ihrer Präsenz ausgesucht. Anfangs April traten sie an der Gedenkfeier zur
Schlacht von Näfels (1388) im Kanton Glarus auf, und im Juni marschierten sie bei der
Feier zur Schlacht von 1386 in Sempach (LU) mit. 20

AUTRE
DATE: 01.08.2008
HANS HIRTER
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Die Luzerner Behörden sahen vorerst noch keinen Anlass, das Konzept für die Feier der
Schlacht von Sempach zu ändern. Diese wurde auch dieses Jahr wieder von
Rechtsradikalen für einen Grossaufmarsch benutzt. Ihren rund 250 Personen standen,
von der Polizei abgetrennt, rund 100 dagegen protestierende Jungsozialisten
gegenüber. Die eigentliche Feier fand witterungsbedingt in einer Kirche und ohne die
Rechtsradikalen statt; letztere marschierten anschliessend allein zum Schlachtgelände.
Nach der Kundgebung kündigte die Luzerner Kantonsregierung die Ausarbeitung eines
neuen Konzepts für die Durchführung dieses Anlasses an. 21

DÉBAT PUBLIC
DATE: 27.06.2009
HANS HIRTER

Aufgrund der vorjährigen Störungen durch Rechtsradikale plante die Luzerner
Regierung im Berichtsjahr anstelle eines Umzugs zum Gedenken an die Schlacht von
Sempach die Durchführung eines Gottesdienstes. Die SVP Luzern sammelte daraufhin
Unterschriften für eine Petition, die ein Beibehalten der bisherigen Feierlichkeiten
forderte. Diese wurde auch von Bundesrat Maurer unterschrieben, was einigen Wirbel
verursachte. Maurer wurde vorgeworfen, sich in kantonale Belange einzumischen und
Rechtsextremismus zu unterstützen. Dieser rechtfertigte seine Unterschrift mit dem
Hinweis, dass die Petition lediglich eine würdevolle Feier, also eine Feier ohne
politischen Extremismus fordere. Die Luzerner Regierung schlug ein Konzept vor, das
anstelle von Schlachtfolklore zukünftig ein Volksfest vorsieht, mit dem der Dialog
gefördert und die zunehmende Politisierung des Anlasses verhindert werden soll. 22

AUTRE
DATE: 27.06.2010
MARC BÜHLMANN

Da die Feierlichkeiten zum Gedenken an die Schlacht bei Sempach in den letzten
Jahren immer wieder durch Aufmärsche von Rechts- und teilweise auch
Linksextremisten gestört wurden, was zu immensen Sicherheitskosten geführt hatte,
beschloss die Luzerner Regierung für das 625-jährige Jubiläum von 2011 ein neues
Konzept. Anders als auf dem Rütli wurden Extremisten allerdings nicht mit einem
Zulassungssystem ferngehalten. Der Kanton Luzern richtete vielmehr ein grosses, allen
zugängliches Mittelalter-Volksfest aus, verzichtete jedoch auf den Umzug auf das
Schlachtgelände. 23

DÉBAT PUBLIC
DATE: 03.07.2011
MARC BÜHLMANN

Um ein Aufeinandertreffen von rechts- und linksextremen Organisationen zu
verhindern, untersagte die Luzerner Polizei den sogenannten Gedenkmarsch auf das
Schlachtfeld bei Sempach, der alljährlich von Rechtsextremen begangen wird. Weil
gleichzeitig eine Bewilligung der Gruppe Antifaschistische Aktion Zentralschweiz für
eine Gegendemonstration auf dem Schlachtfeld eingereicht wurde, befürchtete die
Polizei eine erhebliche Gefahr. Auch die Gegendemonstration wurde deshalb nicht
bewilligt. Nachdem die Polizei am Samstagabend das Gelände verlassen hatte, fanden
sich trotz Verbot rund 60 Rechtsextreme ein und legten einen Kranz nieder. 24

DÉBAT PUBLIC
DATE: 11.07.2015
MARC BÜHLMANN

1) LZ, 19.9., 24.9.22
2) LNN  und Vat., 6.11.90
3) LNN, 15.10.91. 
4) LZ, 23.1., 3.6., 22.9. und 20.11.92
5) LNN, 12.1., 25.10., 17.11. und 29.11.93; TA, 19.11.93; LZ, 29.11.93. 
6) Amt. Bull. StR, 1995, S.1174.; BBI, III, 1995, S.1413
7) Amt. Bull. NR, 1996, S.353f.
8) Amt. Bull. NR, 1996, S.1319ff.; Amt. Bull. NR, 1996, S.1320.; Amt. Bull. StR, 1996, S.287ff.; Amt. Bull. StR, 1996, S.290f.
9) Amt. Bull. NR, 1998, S.1010ff.; Amt. Bull. NR, 1998, S.2459ff.; Amt. Bull. StR, 1998, S.228ff.; Amt. Bull. StR, 1998, S.893ff.; BBI,
I, 1998, S.1393ff.; BBI, I, 1998, S.3ff.; BBI, I, 1998, S.3ff.; BBI, III, 1997, S.955f.; BBI, III, 1998, S.1157ff.
10) Amt. Bull. NR, 1998, S.1192f.; Amt. Bull. NR, 1998, S.2443f.; Amt. Bull. StR, 1998, S.1037f.; Amt. Bull. StR, 1998, S.1172f.; Amt.
Bull. StR, 1998, S.167f.; BBI, I, 1998, S.219; BBI, IV, 1998, S.13597f.; BBI, IV, 1998, S.3945ff.; BBI, V, 1998, S.5494ff.
11) Amt. Bull. NR, 1999, S.1043f.; Amt. Bull. NR, 1999, S.74f.; Amt. Bull. StR, 1999, S.417f.; Amt. Bull. StR, 1999, S.890f.; BBI, I,
2000, S.131f.; BBI, III, 1998, S.2514ff.; BBI, III, 1999, S.2586; BBI, VI, 1998, S.5397ff.; BBI, VI, 1999, S.5181f.
12) BaZ, 25.2.02; BüZ, 18.1. und 27.11.02; NZZ, 11.10.02; NLZ, 19.1., 5.4. und 1.5.02; NZZ, 7.1.02; Lib., 25.1. und 25.4.02
13) BaZ, 26.1., 6.5., 30.5. und 30.10.03.; BüZ, 19.5.03; LT, 24.3. und 12.11.03; Lib., 12.4. und 13.12.03.; NZZ, 7.2. und 9.5.03; TA,
2.5., 27.6. und 10.7.03.
14) BaZ, 11.5., 23.11., 24.11. und 26.11.04. Vgl. SPJ 2003, S. 15.; NLZ, 15.3., 30.4., 25.8. und 31.12.04.; NLZ, 29.10.04. Siehe dazu
auch Lit. Arbeitsgruppe KV-Revision.; NZZ, 10.1. (Vernehmlassung), 29.5., 11.6., 26.6., 9.7. (2. Lesung), 29.10. und 30.10.04
(Verabschiedung). Vgl. SPJ 2003, S. 15.
15) NLZ, 9.5. und 20.12.05
16) NLZ, 13.11.-16.11.06
17) NLZ, 30.1., 31.1., 24.3. (SVP), 15.5. (SP), 25.5., 29.5. und 9.6. (Neuerungen) sowie 18.6.07 (Resultat).
18) TA, 20.1., 25.1., 23.2. und 11.5.07; SoZ, 21.1.07; Blick, 21.5.07 (Maurer); NZZ, 21.6.07 (Sponsoren); Bund, 31.7. (Wahlkampf)
und 6.8.07 (Rechtsradikale); Presse vom 1.5.-2.8.07; AB SR, 2007, S. 230 f. (Interpellation Inderkum). Siehe auch die
Interpellationen Darbellay (cvp, VS), Haller (svp, BE), Markwalder (fdp, BE) und Menétrey (gp, VD) in AB NR, 2007, S. 1716 f. und
Beilagen III, S. 492 ff.
19) TA, 23.4. und 6.6.08; BZ, 27.6.08; SoZ, 29.6.08.
20) Rütli: NLZ, 23.4.08; Presse vom 2.8.08; Blick und NZZ, 4.8.08. Näfels: BüZ, 7.4.08. 
21) NLZ, 20.1., 13.6. und 29.6.09; TA, 29.6.09.

01.01.65 - 01.01.24 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



22) TA, 27.03. und 23.07.10, NZZ, 15.07.10.
23) Lit. Festzeitung (2011) Gedenkfeier Sempach; SoS, 28.1.11; BZ, 4.7.11.
24) NZZ, 10.7.15

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.65 - 01.01.24 6


